
d) Ist umgekehrt die Ablehnung einer Einstellung nach Art.
6 Abs. 1 RL 2000/78/EG erst dann gerechtfertigt, wenn
die Person mit einem Alter eingestellt würde, das bei
voraussichtlichem Ruhestandseintritt dazu führen würde,
dass die Mindestversorgung zu zahlen wäre, obwohl sie
noch nicht erdient wäre?

8. a) Ist für die Beurteilung des Ruhestandseintritts nach Maß-
gabe von Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 2 lit. c RL
2000/78/EG auf die gesetzlich festgelegte Altersgrenze
für den Übertritt in den Ruhestand mit anschließendem
Bezug einer Pension abzustellen, oder muss auf das sta-
tistische Durchschnittsalter des Ruhestandseintritts einer
bestimmten Beamten- oder Berufsgruppe abgestellt wer-
den?

b) In welchem Ausmaß muss ggf. berücksichtigt werden,
dass für einzelne Beamte der regelmäßige Übertritt in
den Ruhestand um bis zu zwei Jahre hinausgeschoben
werden kann? Führt dieser Umstand in entsprechendem
Umfang zu einer Heraufsetzung des Einstellungshöchs-
talters?

9. Darf bei der Berechnung der Mindestdienstzeit im Rahmen
von Art. 6 Abs. 1 RL 2000/78/EG die zunächst im Beam-
tenverhältnis zu absolvierende Ausbildung mitgerechnet
werden? Ist insoweit von Bedeutung, ob die Ausbildungszeit
beim Erwerb der Pension als ruhegehaltsfähige Dienstzeit in
vollem Umfang zu berücksichtigen ist, oder ist die Ausbil-
dungszeit aus der Zeitspanne herauszurechnen, für die ein
Dienstherr eine Mindestdienstzeit nach Art. 6 Abs. 1 Unter-
absatz 2 lit. c RL 2000/78/EG verlangen darf?

10. Sind die Regelungen in § 15 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Allge-
meines Gleichbehandlungsgesetz mit Art. 17 RL
2000/78/EG vereinbar?

(1) ABl. L 303, S. 16.

Rechtsmittel, eingelegt am 29. Mai 2008 von Massimo
Giannini gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz
(Dritte Kammer) vom 12. März 2008 in der Rechtssache

T-100/04, Massimo Giannini/Kommission

(Rechtssache C-231/08 P)

(2008/C 223/34)

Verfahrenssprache: Französisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Massimo Giannini (Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte L. Levi und C. Ronzi)

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Anträge

Der Rechtsmittelführer beantragt,

— das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften vom 12. März 2008 in der Rechtssache T-
100/04 aufzuheben;

— folglich seinen in erster Instanz gestellten Anträgen stattzu-
geben und daher

— die ihm mit Schreiben vom 11. Juni 2003 mitgeteilte
Entscheidung des Prüfungsausschusses für das Auswahl-
verfahren KOM/A/9/01, ihn nicht in die Reserveliste die-
ses Auswahlverfahrens aufzunehmen, aufzuheben und,
soweit erforderlich, die ihm mit Schreiben vom 8. Juli
2003 mitgeteilte Entscheidung über die Zurückweisung
seines Antrags auf Überprüfung sowie die ihm mit
Schreiben vom 2. Dezember 2003 mitgeteilte Entschei-
dung über die Zurückweisung seiner Beschwerde aufzu-
heben;

— ihm Schadensersatz für den materiellen Schaden zuzu-
sprechen, und zwar in Höhe der Differenz zwischen der
nach Ende des Vertrags als Bediensteter auf Zeit erhalte-
nen Arbeitslosenunterstützung und dem Gehalt eines
Beamten der Besoldungsgruppe A 7/4 sowie für die Zeit
nach der Arbeitslosigkeit in Höhe der Dienstbezüge eines
Beamten der Besoldungsgruppe A 7/5, und ihm Scha-
densersatz für den erlittenen immateriellen Schaden, der
mit 1 Euro beziffert wird, zuzusprechen;

— der Kommission sämtliche Kosten des ersten Rechtszugs und
des Rechtsmittels aufzuerlegen.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Der Rechtsmittelführer stützt sein Rechtsmittel im Wesentlichen
auf drei Gründe.

Erstens habe das Gericht das Recht auf ein faires Verfahren und
insbesondere sein Recht auf Entscheidung seines Verfahrens bin-
nen angemessener Frist verletzt. Vier Jahre seien zwischen dem
Tag der Klageerhebung beim Gericht und der Verkündung des
angefochtenen Urteils vergangen. Es gebe im vorliegenden Fall
keinen außergewöhnlichen Umstand, der eine solche Dauer
rechtfertige. Die Akten der Rechtssache seien weder besonders
umfangreich noch rechtlich komplex, und bei dem Verfahren
stehe für ihn viel auf dem Spiel.

Zweitens habe das Gericht die Art. 4, 27 und 29 des Beamten-
statuts verletzt und sowohl den Begriff des dienstlichen Interes-
ses als auch die Fürsorgepflicht der Gemeinschaftsorgane gegen-
über ihren Bediensteten und Beamten verkannt. Das Gericht ver-
wechsle insoweit den Eintritt in den öffentlichen Dienst der
Gemeinschaften im Wege eines allgemeinen Auswahlverfahrens
zur Bildung einer Einstellungsreserve und die Verfolgung der
Laufbahn bereits eingestellter Personen über die im Statut vorge-
sehenen Mechanismen der Versetzung und der Beförderung.
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Drittens macht der Rechtsmittelführer einen Verstoß des
Gerichts gegen die Pflicht zur Begründung der Urteile und gegen
die Grundsätze der Nichtdiskriminierung und der Wahrung der
Verteidigungsrechte sowie eine Verfälschung der seiner Würdi-
gung unterbreiteten Beweismittel geltend. Dieser Rechtsmittel-
grund ist in drei Teile unterteilt.

Mit dem ersten Teil macht der Rechtsmittelführer geltend, dass
das Gericht gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung wie
auch gegen seine Begründungspflicht und die Vorschriften über
das Beweisverfahren verstoßen habe, indem es zu dem Ergebnis
gekommen sei, dass die Kenntnis einiger Bewerber des Auswahl-
verfahrens von dem Dokument, auf das die schriftliche Prüfung
gestützt gewesen sei, keine Verletzung des Grundsatzes der
Nichtdiskriminierung darstelle, und indem es von der Beklagten
nicht verlangt habe, konkrete Beweise für das Fehlen einer Dis-
kriminierung im Zusammenhang mit diesem Umstand vorzule-
gen.

Mit dem zweiten Teil rügt der Rechtsmittelführer die Verletzung
des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung und die Verfälschung
der dem Gericht zur Würdigung unterbreiteten Beweismittel,
soweit dieses angenommen habe, dass die Zusammensetzung
des Prüfungsausschusses hinreichend beständig gewesen sei, um
den Vergleich und die objektive Beurteilung der Bewerber zu
gewährleisten, obwohl die Aktenstücke vielmehr das Fehlen
einer hinreichenden Stabilität in der Zusammensetzung dieses
Prüfungsausschusses belegten und mehrere wesentliche Tatsa-
cheninformationen dem Gericht von der Beklagten nicht mitge-
teilt worden seien.

Mit dem dritten Teil macht der Rechtsmittelführer schließlich im
Zusammenhang mit den Schlussfolgerungen des Gerichts hin-
sichtlich der Unparteilichkeit der Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses eine erneute Verletzung des Grundsatzes der Nichtdis-
kriminierung und der Vorschriften über das Beweisverfahren
sowie eine Beeinträchtigung der Verteidigungsrechte geltend.

Vorabentscheidungsersuchen des Landesgerichts Ried
im Innkreis (Österreich), eingereicht am 2. Juni 2008 —

Strafverfahren gegen Roland Langer

(Rechtssache C-235/08)

(2008/C 223/35)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Landesgericht Ried im Innkreis

Partei des Ausgangsverfahrens

Roland Langer

Vorlagefragen

1. Ist Artikel 43 EGV (Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft in der Fassung vom 2.10.1997 zuletzt geän-
dert durch den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumä-
niens zur Europäischen Union vom 25.4.2005, ABI EG Nr L
157/11) dahingehend auszulegen, dass er einer Vorschrift
entgegensteht, welche für den Betrieb von Glücksspielen in
Spielbanken ausschließlich Gesellschaften in der Gesell-
schaftsform der Aktiengesellschaft mit Sitz im Territorium
dieses Mitgliedstaates, sohin die Gründung oder den Erwerb
einer in diesem Mitgliedstaat gelegenen Kapitalgesellschaft,
vorschreibt?

2. Sind die Artikel 43 und 49 EGV dahingehend auszulegen,
dass sie einem innerstaatlichen Monopol auf bestimmte
Glücksspiele, wie zum Beispiel Glücksspiele in Spielbanken,
entgegenstehen, wenn es in dem betreffenden Mitgliedstaat
insgesamt an der kohärenten und systematischen Politik zur
Beschränkung des Glücksspiels fehlt, weil die innerstaatlich
konzessionierten Veranstalter zur Teilnahme an Glücksspielen
— wie staatlichen Sportwetten und Lotterien — ermuntern
und hiefür werben (Fernsehen, Zeitungen, Zeitschriften),
wobei die Werbung sogar dahingeht, dass zeitlich kurz vor
der Lottoziehung eine Barablöse für einen Wettschein ange-
boten wird („TOI TOI TOI — Glaub ans Glück“)?

3. Sind die Artikel 43 und 49 EGV dahingehend auszulegen,
dass sie einer Vorschrift entgegenstehen, wonach sämtliche
der in einem nationalen Glücksspielrecht vorgesehenen Kon-
zessionen für Glücksspiele und Spielbanken über einen Zeit-
raum von 15 Jahren auf der Grundlage einer Regelung erteilt
werden, welche (nicht diesem Mitgliedstaat angehörige) Mit-
bewerber des Gemeinschaftsraumes von der Ausschreibung
ausgeschlossen haben?

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs
(Deutschland) eingereicht am 4. Juni 2008 — Swiss Re
Germany Holding GmbH gegen Finanzamt München für

Körperschaften

(Rechtssache C-242/08)

(2008/C 223/36)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesfinanzhof
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